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UMWELTARCHIV

Transparenz, Partizipation und 
rechtliche Waffengleichheit— 
erfolgreiche Umweltpolitik in Japan

Ober Tokio war Anfang der 70er Jahre kein Himmel 
mehr zu sehen -  die Smog-Schicht war zu dick. Zur Zeit 
der Kirschblüte wurden in der Innenstadt Plastikblüten 
auf Pfähle gesteckt, weil nichts mehr blühte. Die Japa­
ner haben inzwischen große Anstrengungen unternom­
men, um der Umweltverschmutzung Einhalt zu gebie­
ten und gelten in der Umweltpolitik als Vorbild. Der Au­
tor des nachfolgenden Textes vertritt die Meinung, daß 
Japans UmWeltpolitik vor allem deshalb so erfolgreich 
sei, weil dort eine konsequente und vor allem öffentli­
che Berichterstattung üblich ist. Seiner Auffassung 
nach ist das japanische Beispiel nachahmenswert und 
auf europäische Verhältnisse übertragbar.

Von Helmut Weidner

Die problemorientierte und vorausschauende Erhebung 
von Daten, die zur Beurteilung der Umweltqualität wichtig 
sind, sowie eine aktuelle, kontinuierliche, wahrhaftige und 
verständliche Berichterstattung hierüber sind grundlegende 
Voraussetzungen für gezielte umweltpolitische Maßnah­
men und für die Möglichkeit der Bürger, die Qualität ihrer 
Umwelt wie auch der Umweltpolitik beurteilen zu können.

Beginn in den siebziger Jahren

Im Gegensatz zu den meisten europäischen Staaten, wo im 
Bereich Umweltberichterstattung noch erhebliche Lücken 
und Mängel vorliegen, ist in Japan schon Anfang der siebzi­
ger Jahre die Erhebung, Verarbeitung und Veröffentlichung 
umweltbezogener Daten systematisch ausgebaut worden. 
Für die Bereiche Luftreinhaltung und Gewässerschutz ist 
das japanische System in Art und Umfang weltweit einmalig.

Die im internationalen Vergleich herausragenden Leistun­
gen der japanischen Umweltpolitik sind inzwischen auch in 
der Bundesrepublik Deutschland einer größeren Öffentlich­
keit bekannt geworden. Im Zentrum der Aufmerksamkeit 
stehen dabei Entwicklungen im technischen und rechtlichen 
Bereich, die insbesondere zu einer erheblichen Senkung 
der Luftschadstoffemissionen und Einleitungen toxischer 
Substanzen in Gewässer sowie schon vor Jahren zur Aus­
rüstung der japanischen Autos und Feuerungsanlagen mit 
Abgaskatalysatoren zur Verminderung der Luftschadstoffe 
geführt haben. Weitgehend unbekannt ist jedoch immer 
noch das hocheffiziente japanische Meß- und Informations­
system im Bereich des Umweltschutzes (Umweltberichter­
stattung). Dabei hatte es einen erheblichen Anteil an den Er­
folgen der japanischen Umweltpolitik.

Kein anderes Land mißt dermaßen kontinuierlich und flä­
chendeckend den Schadstoffausstoß (Emissionen) sowie 
die Luft- und Gewässergüte, nirgendwo sonst werden Bür­
ger durch ein derart modernes, vollelektronisches und viel­
gestaltiges Informationssystem über die Umweltqualitätssi­
tuation und ihre Entwicklung aufgeklärt. Lücken und Schwä­
chen hat das japanische System gleichwohl -  sie nehmen 
Japan jedoch nicht die Vorreiterposition im internationalen 
Vergleich der Umweltberichterstattungssysteme.

Bürgerproteste'und Gerichtsurteile

Mit dem systematischen Aufbau von Meßnetzen zur Erfas­
sung der Umweltqualität wurde in Japan erst in den sechzi­
ger Jahren begonnen, als die Zentralregierung durch mas­
sive Bürgerproteste und durch bahnbrechende Gerichtsur­
teile gezwungen worden war, in kürzester Zeit große An­
strengungen zur Verbesserung der Umweltqualität zu unter­
nehmen.

Die damalige umweltpolitische Krisensituation hatte starken 
Einfluß auf Form und Umfang des in der Folgezeit intensiv 
ausgebauten Systems der Umweltberichterstattung. Prä­
gend auf die Gestaltung des Meß- und Informationssystems 
wirkten sich vor allem die folgenden Faktoren aus:

Regierung und Industrie waren wegen des zunehmenden 
Widerstandes der Bevölkerung gegen umweltbelastende 
Quellen und Industrieansiedlungsvorhaben übereingekom­
men, die Umweltkonflikte durch rasch wirksame Verbesse­
rungsmaßnahmen abzubauen. Hierzu mußte die Daten- 
und Informationslage wesentlich verbessert werden: zum 
einen, um Gegenmaßnahmen auf rationaler Grundlage pla­
nen und ihre Effekte kontrollieren zu können, zum anderen, 
um die Forderungen der Bevölkerung nach realistischen In­
formationen über Stand und Entwicklung der Umweltbela­
stung zu erfüllen;

für die effektive Anwendung bestimmter Regelungsinstru­
mente (etwa dem Gesamtemissionsmengen-Steuerungs-
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System für die Bereiche Luft und Wasser sowie dem Smog- 
Warnsystem) war das Vorhandensein eines landesweiten 
und dichten Meßnetzes unabdingbare Voraussetzung;
die erfolgreiche gerichtliche Durchsetzung von Schaden­
sersatzleistungen für Gesundheitsschäden durch Umwelt­
belastungen sowie die spätere gesetzliche Regelung hierzu 
(Entschädigungsgesetz für umweltverschmutzungsbe­
dingte Gesundheitsbeeinträchtigungen von 1973 sowie 
dessen Vorläufer auf kommunaler Ebene) stimulierten Indu­
strie und Behörden, den Ausbau von Meßsystemen voran­
zutreiben: Die Verwaltung benötigte Daten zur Festlegung 
der Entschädigungsgebiete und der Abgaben, die von emit­
tierenden Betrieben zur Deckung des Entschädigungsfonds 
erhoben werden; den abgabepflichtigen Betrieben ging es 
im wesentlichen darum, ihre Anstrengungen zur Verminde­
rung der Umweltbelastung anhand glaubwürdiger Daten 
nachzuweisen.

Permanente öffentliche Kontrolle

In ähnlicher Weise, wenn auch nicht dermaßen flächendek- 
kend wie beim Immissionsschutz, ist der Gewässerschutz­
bereich organisiert. Für beide Bereiche gilt, daß Investitions­
und Betriebskosten der Emissionsmeßgeräte die Unterneh­
men selbst zu tragen haben. Die Überprüfung und Wartung 
der (plombierten) Meßgeräte findet nur unter kommunaler 
Aufsicht statt. Für die Einrichtung von Luftschadstoffmeßge­
räten gibt es keine umweltgesetzliche Grundlage; die 
Durchsetzung dieser Maßnahme erfolgte durch sogenannte 
Umweltschutzvereinbarungen, die zwischen Betrieben und 
Kommunalverwaltungen geschlossen werden.

1700 Meßstationen für die Luft

Bei einer Gesamtbetrachtung der Teilbereiche des japani­
schen Umweltberichterstattungssystems ist festzustellen, 
daß sein Herzstück und der im internationalen Vergleich 
herausragendste Teil das Informationssystem für Luft- und 
Gewässerbelastung ist.

Japan hat im weltweiten Vergleich das dichteste, vollauto­
matisierte Luftgütemeßnetz aufgebaut. Annähernd 1700 
Meßstationen sind kontinuierlich in Betrieb (zum Vergleich: 
in der Bundesrepublik Deutschland gibt es rund 270 Statio­
nen).

Liste der Umweltverschmutzer

Den japanischen Umweltbehörden stehen für ihre luftrein- 
haltepolitischen Planungen und Maßnahmen nicht nur Infor­
mationen aus dem gut ausgebauten Immissionsmeßnetz 
zur Erfassung der Luftgüte zur Verfügung. Auch zur kontinu­
ierlichen Erfassung der Emissionsentwicklung sind große 
Anstrengungen unternommen worden. Seit etwa 1970 wer­
den automatische Emissionsmeßgeräte auf Basis des Tele­
metersystems (Fernübertragung) direkt bei größeren Emis­
sionsquellen im Industrie- und Kraftwerksbereich installiert. 
Mit diesen Geräten werden in der Regel der Brennstoffver­
brauch, der Schwefelgehalt im Brennstoff sowie die Mas- 
senkonzentration von Stickstoffoxiden und Schwefeloxiden 
im Rauchgas erfaßt. Die Daten werden über Standleitungen 
fortlaufend an die zuständigen Umweltverwaltungen über­
mittelt. Mittlerweile haben 34 Kommunen solche Systeme 
bei über 700 Betrieben eingerichtet. In einigen Kommunen 
(etwa Kawasaki) werden sie auch, unter Angabe des jeweili­
gen Unternehmens, öffentlich bekanntgegeben (»Umwelt­
verschmutzerl iste «).

Energie-Gefälle

Pro -  Kopf -  Energieverbrauch

ausgewählter Länder 1984
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Vor dem Hintergrund der seit den siebziger Jahren erzielten 
erheblichen Emissions- und Belastungssenkungen in allen 
großen japanischen Kommunen in der Großstadt Yoko­
hama (3 Millionen Einwohner) etwa konnten die Gesamte­
missionen von SO2 in Höhe von 104 5001 (1968) und NO2 in 
Höhe von 54 0001 (1974) auf 52601 bzw. 22 000 1 im Jahr 
1985 gesenkt werden! -  ist zur Bedeutung der Umweltbe­
richterstattung für die japanische Umweltpolitik festzustel­
len:

Anreiz

Die systematische Erhebung und Offenlegung umwelt­
schutzbezogener Daten durch die zuständigen Verwal­
tungen schafft einen beträchtlichen Anreiz für die Um- 
weltverschutzer, nicht nur die Umweltschutzauflagen 
einzuhalten, sondern auch über das gesetzlich gefor­
derte Maß hinausgehende Umweltschutzmaßnahmen 
durchzuführen.

Einflußnahme

Die Verwaltung setzt das Mittel der Informationsoffenle­
gung gezielt und in einem erheblichen Ausmaß ein, um 
das Verhalten von Emittenten generell oder im Einzel­
fall zu beeinflussen. Hierzu gehört insbesondere die öf­
fentliche Bekanntgabe von Betrieben, die nicht den Ver­
waltungsanordnungen folgen wollen. Es werden auch -  
hier ist die Praxis je nach Kommune unterschiedlich -  
die Emissionen von Betrieben regelmäßig bekanntge­
macht, ohne daß ein Konflikt hierzu der Anlaß wäre. 
Hierdurch unterliegen die Umweltschutzleistungen grö­
ßerer japanischer Unternehmen einer weitgehenden, 
permanenten öffentlichen Kontrolle.

Transparenz

Beide Funktionen der Informationsoffenlegung, die 
Prangerfunktion sowie die Herstellung einer generellen 
Leistungstransparenz, beeinflussen in Japan in star­
kem Maße das Emittentenverhalten. Wichtigster Anreiz 
zu umweltpolitischem Wohlverhalten ist dabei das Be­
streben der Unternehmen, in der Öffentlichkeit, insbe­
sondere in der Gemeinde ihres Standortes, ein gutes 
Umweltschutzimage zu haben. Anlaß für solch ein Be­
streben ist offensichtlich nicht nur, Sanktionen (etwa 
Käuferboykott) vorzubeugen, sondern auch die inzwi­
schen im Unternehmensbereich weitgehend internali- 
sierte Überzeugung von der sozio-ökonomischen Not­
wendigkeit ünd Zweckmäßigkeit von Umweltschutz­
maßnahmen.

Kommunale Smogwamsysteme

Von großem Interesse für europäische Städte, die von 
Smog-Episoden geplagt werden, dürften die Smog-Warn- 
syseme der japanischen Kommunen und Präfekturen sein. 
In diese Systeme werden die kontinuierlich erfaßten Immis- 
sions- und Emissionsdaten systematisch einbezogen. Hier­
durch, und über das in der Regel gut ausgebaute elektroni­
sche Warnsystem, ist es möglich, drohenden Smogsituatio­
nen gegenzusteuern oder zumindest die Gesundheitsbe­
einträchtigungen wesentlich geringer zu halten, als es ohne 
solch ein effizientes Warnsystem möglich wäre. Im Falle der 
Stadt Kawasaki werden bei drohenden Smogsituationen 27 
der größeren Emittenten in der Stadt automatisch über 
Standleitungen von der Umweltverwaltung benachrichtigt 
und zu Emissionssenkungen aufgefordert. Sie erhalten au­
ßerdem fortlaufend über Fernschreiber die Immissions­
werte übermittelt, so daß sie selbst die Effekte ihrer Maß­
nahmen beobachten können. Gleichfalls erfolgt eine auto­
matische Mitteilung, wenn ihre Emissionen die vorgeschrie­
benen Richtwerte übersteigen sollten.

Schautafeln informieren die Öffentlichkeit

Die Warnung der Bevölkerung erfolgt zum einen allgemein 
durch Information der öffentlichen Medien, zum anderen 
werden Gesundheitsämter und Schulen gesondert infor­
miert. So sind etwa ausschließlich für Smogwarnungen spe­
zielle Standleitungen zu 47 Schulen und Gesundheitsäm­
tern im Stadtgebiet eingerichtet worden. Die dort installier­
ten Empfangsgeräte zeigen auch Werte zur, Luftbelastung 
an. Ferner gibt es in Kawasaki wie auch in anderen großen 
japanischen Kommunen elektronische Schautafeln, die -  
meist an hochfrequentierten Plätzen installiert -  fortlaufend 
die Luftbelastung für verschiedene Schadstoffe und den 
Lärmpegel anzeigen.

Folgendes Fazit zur Bedeutung der Umweltberichterstat­
tung für die japanische Umweltpolitik kann gezogen werden:



Einfluß der Bürger positiv

Aus einer demokratietheoretischen Perspektive betrachtet 
schafft das japanische System der Umweltberichterstattung 
die zentrale Voraussetzung für eine substantielle Bürger­
partizipation im Bereich der Umweltpolitik: Es gewährleistet 
in hohem Maße die notwendige Transparenz, die es den 
Bürgern erst ermöglicht, eigenständig Leistungen und Defi­
zite im Umweltschutz zu beurteilen, um in rationaler Weise 
umweltpolitische Prioritäten setzen zu können. Soweit fest­
stellbar, hat die japanische Praxis einer weitgehenden Of­
fenlegung umweltschutzbezogener Informationen (Trans- 
paranz; neusprachlich: Glasnost) auf Position der Bürger 
bezüglich ihres Einflusses auf Umweltschutzmaßnahmen 
entscheidend gestärkt, ohne daß die Unternehmen von ei­
ner Welle unerfüllbarer Ansprüche überschwemmt wurden 
oder die Steuerungskapazität der Umweltverwaltung ge­
schwächtwurde.

Die Firmen sind zum Umweltschutz motiviert

Letztere wurde vielmehr gestärkt, weil die Verwaltungen auf 
kommunaler Ebene zur Durchsetzung von Umweltschutz­
maßnahmen bei emittierenden Betrieben das Umweltenga­
gement aktiv in ihre Durchsetzungsstrategie einbeziehen. 
Nachteilig wirkt sich die umweltpolitische Strategie der Infor­
mationsoffenlegung allein für Unternehmen mit geringen 
Umweltschutzleistungen aus. Unternehmen mit positiver 
Umweltbilanz dagegen werden dadurch begünstigt, denn 
Leistungen im Umweltschutzbereich können nur dann in re­
levantem Maße imagefördernd sein, wenn die Informatio­
nen einen regionalen/nationalen und/oder sektoralen Ver­
gleich ermöglichen.

tigen Bedingungen scheitern müßte. Es kann wohl generell 
gesagt werden, daß die drei Prinzipien Transparenz, Partizi­
pation und rechtliche Waffengleichheit Grundvoraussetzun­
gen einer effektiven, präventiven Umweltpolitik in jeglichem 
Lande sind -  und es in Ländern, die zum westlichen Indu­
striesystem gehören, auch aus demokratietheoretischen 
Gründen sein müßten.

Es ist vermutlich nicht möglich, eine eindeutige Gewichtung 
der drei genannten Basiselemente hinsichtlich ihrer Funk­
tion für eine präventive und demokratische Umweltpolitik 
vorzunehmen, die allen denkbaren Aufgaben- und Konflikt­
konstellationen im Umweltbereich gerecht würde. Ange­
sichts dessen jedoch, daß präzise, aktuelle und umfas­
sende Informationen für alle Bereiche rationalen umweltpo­
litischen Verhaltens und Handelns unabdingbar sind, 
spricht vieles dafür, daß die Umweltberichterstattung (im 
hier verstandenen umfassenden Sinne der Informationser­
hebung, -Verarbeitung und -Veröffentlichung) primus inter 
pares innerhalb der Basiselemente einer präventiven und 
demokratischen Umweltpolitik ist.

Der Autor, Helmut Weidner, arbeitet im Wissenschaftszentrum Berlin für So­
zialforschung, Potsdamer Str. 58 ,1 00 0  Berlin 30, Tel. 030/261071. Der voll­
ständige Forschungsbericht »Umweltberichterstattung in Japan« ist im Au­
gust dieses Jahres erschienen. Er hat 116 Seiten und mehr als 40 Tabellen 
und Abbildungen.

Auf europäische Verhältnisse übertragbar

Die wichtigsten Voraussetzungen für ein engagiertes und 
effektvolles umweltpolitisches Bürgerengagement in Japan 
sind folgende: 1. eine systematische Umweltberichterstat­
tung (Transparenz), 2. zumindest verfahrensmäßige 
Kampfparität zwischen Betroffenen und Umweltverschmut­
zern (rechtliche Waffengleichheit) und 3. eine substantielle 
Bürgerbeteiligung (Partizipation).

Die hier als grundlegend bezeichneten drei allgemeinen 
Voraussetzungen sind sicherlich allein nicht hinreichend, 
um die Durchsetzung einer effektiveren und langfristig prä­
ventiven Umweltpolitik sicherzustellen. Sie dürfen aber we­
sentliche Elemente in einem Gesamtarrangement verschie­
dener Neuerungen, die zur Verbesserung gegenwärtiger 
Umweltpolitik notwendig sind, sein. Sie sind auch nicht, wie­
wohl primär am Beispiel japanischer Umweltpolitik begrün­
det, so stark an die japanische sozio-politische Kultur ge­
bunden, daß ihre Übernahme in andere Kulturen an den dor-


